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KURZ KOMMENTIERT

A rbeitszeitflex ib ilis ierung

Sicherung der Industriebeschäftigung

In Ergänzung zum Entwurf des Arbeitszeitgesetzes der 
Bundesregierung, mit dem mehr Sonntagsarbeit ermög
licht werden soll, hat DIHT-Präsident StihI Vereinba
rungen der Tarifpartner angeregt, zur Verlängerung der 
Betriebszeiten in der Industrie den Samstag stärker als 
bisher als Arbeitstag zu nutzen. Die IG-Metall hält StihI 
entgegen, W ochenendarbeit sei nach wie vor nicht erfor
derlich.

Würde Stihls Idee realisiert, so könnte der Standort
nachteil der international vergleichsweise kurzen Be
triebszeiten in der westdeutschen Industrie zumindest 
verringert werden. Die Unternehmen würden Kosten spa
ren, und ihre Position im internationalen Wettbewerb 
würde gestärkt. Es könnte mehr produziert, abgesetzt 
und investiert werden als bei dem vorherrschenden rela
tiv starren und teuren Arbeitszeitregime. So würden zu
nächst -  m it Personal reserven in den Betrieben ist derzeit 
zu rechnen -  vor allem vorhandene Arbeitsplätze gesi
chert. Betroffen von Samstagsarbeit wäre dabei nur ein 
kleiner Teil der Beschäftigten, die in der Produktion und 
direkt für die Produktion arbeiten.

Ein Patentrezept zum Abbau der hohen und steigen
den Arbeitslosigkeit kann Sam stagsarbeit in der Industrie 
nicht sein. Zwar wäre mit positiven Beschäftigungseffek
ten auch über die Industrie hinaus zu rechnen. Zusätzli
che Arbeitsplätze würde es dennoch nur für einen kleinen 
Teil der Arbeitsuchenden geben, überwiegend für qualifi
zierte Kräfte, und das erst allmählich. Dafür spricht auch, 
daß die Umsetzung von Arbeitszeitänderungen in Tarif
verträgen und Betriebsvereinbarungen erfahrungsge
mäß viel Zeit benötigt. Zur Bekämpfung der A rbeits losig
keit wird neben einer Verlängerung der Betriebszeiten 
eine Vielzahl und Vielfalt von Schritten nötig sein, vor a l
lem von seiten der Tarifpartner Vordringlich erscheint 
eine stärkere F lexibilisierung der Löhne. sp

Agrarsubventionen

Neue Privilegien

In der Agrarpolitik ist das Absurde der Regelfall und das 
Normale die Ausnahme. Jüngstes Beispiel ist das von der 
Bundesregierung beschlossene Reformprogramm zur 
sozialen Absicherung der Landwirte. Durch eine Reihe 
von W ohltaten wird das ohnehin schon attraktive Renten
system der Bauern -  bisher werden schon mehr als drei

Viertel der Ausgaben im landwirtschaftlichen Rentensy
stem vom Staat finanziert -  noch weiter „verbessert“ .

Eingeführt wird eine eigenständige Alterssicherung für 
Bäuerinnen. Der Gedanke solch einer sozialen Absiche
rung ist keineswegs abwegig, erbringen die Bäuerinnen 
doch wichtige Leistungen in der Landwirtschaft. Der be- 
schrittene Lösungsweg ist jedoch nicht akzeptabel. Da 
werden den Bäuerinnen ohne Beitragsentrichtung jahre
lange Versicherungszeiten gutgeschrieben. Es genügt, 
vor dem 65. Lebensjahr m indestens einen Beitrag einge
zahlt zu haben, um die Beitragszeiten des Ehemannes 
angerechnet zu bekommen. Denkbar ist damit der Erhalt 
einer Rente fast ohne Beitragsleistung. Damit nicht ge
nug: Das Reformprogramm sieht noch weitere Segnun
gen vor. So wird verheirateten Landwirten künftig ein Bei
tragszuschuß für die A lterskasse bis zu einem gemeinsa
men Einkommen von 80000 DM gewährt.

Durch die Reformmaßnahmen -  sie werden weitge
hend ab 1995 wirksam -  erhöhen sich die Zuschüsse des 
Bundes gegenüber den ursprünglichen Ansätzen bis 
1997 um jährlich etwa eine halbe M illiarde DM. Letztlich 
handelt es sich bei dieser Mittelgewährung um eine Um
schichtung von Subventionen. Nachdem die Kommission 
den „soziostrukturellen Einkom m ensausgleich" mit 
Recht nicht mehr akzeptiert, werden diese Transfers dem 
Agrarsektor in anderer Form zugeschanzt. Auch ange
sichts des Zwanges zu haushaltspolitischen Einsparun
gen ist dies ökonomisch nicht nachvollziehbar kr

Preisanstieg

Vom Staat mitverursacht

Schon seit Mitte 1991 bewegt sich der Anstieg der Ver
braucherpreise um die 4-Prozent-Marke herum; im Juli 
betrug die Inflationsrate 4,3%. Trotz der Rezession und 
trotz des Rückgangs der Einfuhrpreise ist es bislang nicht 
gelungen, den Preisanstieg einzudämmen. V ielmehr 
nimmt W estdeutschland, einst Stabilitätsvorbild, inzw i
schen auch im internationalen Preisvergleich unter den 
wichtigsten Industrieländern nur noch einen hinteren 
Platz ein.

Neben den Mieten w irkt vor allem der Staat preistrei
bend; hierin zeigen sich nicht zuletzt die Spätfolgen der 
W iedervereinigung. Zur Finanzierung der Transfers nach 
Ostdeutschland wurden seit 1991 zum einen mehrfach 
indirekte Steuern erhöht, in diesem Jahr die M ehrwert
steuer sowie die Versicherungsteuer, und für nächstes 
Jahr sind bereits neue Erhöhungen bei Benzin, Diesel 
und für Diesel-PKW  beschlossen. Zum anderen wurden 
die Abgaben und Gebühren kräftig erhöht, insbesondere
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in den Kommunen, aber auch andere adm inistrierte 
Preise, wie die von Bahn und Post oder die genehm i
gungspflichtigen Tarife von Versicherungen. S icherlich 
wirken gerade bei den Dienstleistungen auch noch die 
übermäßigen Lohnsteigerungen der vergangenen Jahre 
nach. Vermutlich hätte es aber auch für diese Steigerun
gen ohne die durch die Vereinigung bedingte Sonderkon
junktur kaum so viel Raum gegeben. Der kräftige Anstieg 
der Mieten schließlich ist ein echtes Knappheitsproblem; 
in den vergangenen vier Jahren sind immerhin 3V.> Mill. 
Menschen nach W estdeutschland zugezogen.

Gegen solche Preisauftriebsfaktoren hat es eine mo
netäre Stabilisierungspolitik sehr schwer Zumindest s te i
gen aber die Preise der Güter des täglichen Bedarfs, die 
von den staatlich adm inistrierten Preisen weniger beein
flußt werden, derzeit lediglich mit einer Vorjahresrate von 
weniger als 2%, obwohl auch sie teilweise von der Mehr
wertsteuererhöhung betroffen sind. jh

Luftverkehr

Gefahr zunehmender Regulierung

Bundesverkehrsm inister W issmann fordert von den USA 
ein neues Luftverkehrsabkommen. Das bestehende, h i
storisch zu erklärende Abkommen erlaubt den am erika
nischen Luftverkehrsgesellschaften von allen heim i
schen Städten aus säm tliche deutsche Flughäfen anzu
fliegen und zudem Fluggäste von hier weiter in Drittländer 
zu befördern (5. Freiheit). Deutsche Luftverkehrsunter
nehmen dürfen derzeit nur 25 Ziele in den USA anfliegen, 
die häufig nicht sehr lukrativ sind, und zudem nur in Aus
nahmefällen die 5. Freiheit nutzen.

W issmann fordert eine Ausweitung der Landerechte in 
den USA für die Lufthansa und eine gleichzeitige Redu
zierung der Beförderung durch US-Unternehmen aus 
Deutschland in Drittländer. Außerdem ist für diese Unter
nehmen auf dem deutschen Markt nur ein „verzögertes 
W achstum “ vorgesehen. Die seitens der USA geforderte 
schrittweise Einführung der Politik des „Open Sky“ , die 
das unbegrenzte Anfliegen am erikanischer und deut
scher Ziele sowie die Beförderung in Drittländer zuläßt, 
lehnt W issmann ab, weil insbesondere auf der Nordatlan
tik-Route ein freier Wettbewerb nur zu Überkapazitäten 
und zu einem ruinösen Preiskampf führen würde und so 
wieder zum Erliegen käme.

Es besteht kein Zweifel, daß das alte Abkommen über
holt ist und einer Änderung bedarf. A llerdings sind neuer
liche Beschränkungen und auch noch die Einschränkung 
der 5. Freiheit n ichtder richtige Weg, weil auf diese Weise 
nur bestehende Strukturen und vorhandene Ineffizienzen

zem entiert werden. Ein freier Wettbewerb Ist auf dem 
Luftverkehrsmarkt durchaus möglich und würde zu effi
zienten Ergebnissen führen, insbesondere auf der stark 
nachgefragten Nordatlantik-Route. Der wahre Grund für 
die Forderungen dürfte daher vie lm ehr in dem Ziel der 
Besitzstandswahrung der zum Teil bundeseigenen Luft
hansa liegen. Wenn die Lufthansa auf dieser Route aber 
tatsächlich nur Verluste einfliegen kann, ist es volksw irt
schaftlich sinnvoll, den Nordatlantik anderen Unterneh
men zu überlassen. cw

USA

Knapper Sieg für Clinton

D e r amerikanische Kongreß hat mit hauchdünner Mehr
heit den Haushaltskompromiß verabschiedet, auf den 
sich der Vermittlungsausschuß nach zähen Verhandlun
gen auch mit dem Präsidenten geeinigt hatte. Das Paket 
sieht eine Verminderung des Budgetdefizits um insge
samt 496 Mrd. S in einem Zeitraum von fünf Jahren vor, je 
weils etwa zur Hälfte durch Steuererhöhungen und Aus
gabenverringerungen.

Mit der Verabschiedung des Gesetzes hat Präsident 
Clinton rein zahlenmäßig eines seiner erklärten Z iele zu
mindest vorläufig auf dem Papier erreicht. Vom am bitio
nierten Vorhaben einer Neuorientierung der W irtschafts
politik hat er aber offenbar weitgehend Abstand genom
men. So mußte er im politischen Kräfteringen auf die E in
führung einer breit angelegten Energiesteuer verzichten; 
geblieben ist eine vergleichsweise geringe Erhöhung der 
Benzinsteuer. A ls einnahmesteigernde Maßnahmen wur
den nun im wesentlichen die Erhöhung des Spitzensteu
ersatzes der Einkommensteuer von 31 % auf 36%  und die 
Einführung einer 10%igen Zusatzsteuer für Spitzenver
diener sowie die Erhöhung des Höchstsatzes der Körper
schaftsteuer beschlossen. Von den angekündigten ein
schneidenden Maßnahmen auf der Ausgabenseite ist in 
starkem Maße der Verteidigungsetat betroffen; daneben 
sind auch Einsparungen bei den Leistungsgesetzen vor
gesehen, vor allem im Bereich der gesetzlichen Kranken
versicherung für Senioren. Näher konkretisiert wurden je 
doch bisher diese Maßnahmen nicht.

So konkret das Gesetz bei den Steuererhöhungen 
wird, so vage bleibt es quantitativ und zeitlich bei den 
Ausgabensenkungen, genauer gesagt bei der Dämpfung 
des Ausgabenanstiegs. Sichtbares Zeichen eines Kurs
wechsels in der W irtschaftspolitik ist som it im wesentli
chen der Rückgriff auf massive Steuererhöhungen. Ob 
aber mit einer derartigen Konsolidierung der Grundstein 
für eine neue W achstumsära gelegt wird, wie vor den 
Wahlen versprochen, darf bezweifelt werden. cb
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